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„Österreich ist eine demokratische Republik. 

Ihr Recht geht vom Volk aus.“
Artikel 1 des Bundes-Verfassungsgesetzes, BGBl 1930/1
Die Rechtspolitik lässt in Österreich seit langem zu wünschen übrig. Rechtspolitik verstanden als programmatische und gut vorbereitete Anpassung der rechtlichen Rahmenbedingungen an den akzelerierten sozialen Wandel. Die gegenwärtige Regierung hat diesbezüglich nichts zum Besseren gewendet. Im Gegenteil … ! – Das hat mehrere Gründe, die hier kurz angesprochen werden sollen:
So spielt das Fach Rechtspolitik in der Juristenausbildung keine Rolle. Die Studierenden werden in ein rechtspolitisches Schlaraffenland versetzt, das mittlerweile kaum mehr über eine eigene Geschichte und Reflexion, noch über Vorstellungen künftig notwendiger Änderungen verfügt. Obwohl Österreich mit Eugen Ehrlich (1862 – 1922) den Begründer der modernen Rechtssoziologie und Rechtstatsachenforschung stellt, fehlt es in weiten Bereichen des österreichischen Rechtswesens an rechtstatsächlichen und justizstatistischen Unterlagen; dazu auch III. 
Über Rechtspolitik in Österreich nachzudenken, erscheint daher keineswegs überflüssig und die folgenden Ausführungen versuchen dies auf konstruktive Weise. – Um uns nicht der Gefahr auszusetzen, bereits in anderen Beiträgen Gedachtes zu wiederholen, legen wir in unseren Ausführungen den Schwerpunkt auf konkrete Fragen und Probleme des Privatrechts.

I. Überlegungen zur Rechtspolitik – „Wie“ und „Was“ könnte reformiert werden?
Im Anschluss sollen einige grundsätzliche Überlegungen zur Rechtspolitik angestellt werden:
● Als Aufgabe der Rechtspolitik wird es betrachtet, erwünschte gesellschaftliche Entwicklungen prozesshaft zu begleiten und dadurch zu ermöglichen, zu erleichtern und abzusichern, ohne dabei in alte und überholte – insbesondere nicht paternalistische – Muster zurückzufallen. 
● Paternalistische Tendenzen gehören zum Kennzeichen der gegenwärtigen Regierung. Damit wird allgemein jene Entwicklung angesprochen, die subjektive Rechte abbaut und schwammige Kann-Bestimmungen fördert. Die politische Absicht dahinter ist klar zu erkennen: Abhängigkeit soll gefördert, Selbstbestimmung (und damit Selbstverantwortung) im rechtlichen Bereich zurückgedrängt werden. Diese Zielsetzungen zeigen sich, wenn auch auf unterschiedliche Weise und Stärke: Zum Beispiel in der Patientenentschädigungsfondslösung des § 27a KAKuG (mit den ins Kraut schießenden, will heißen: willkürlich unterschiedlichen Landesregelungen) wie auf andere Weise im Entwurf eines Patientenverfügungsgesetzes, der in § 7 Abs 2 für die Gültigkeit nicht eigenhändig geschriebener und unterschriebener „extramuraler“ Patientenverfügungen unsinnigerweise die Unterschrift des beratenden Arztes verlangt, der genauso wenig wie der Verfügende weiß, welche Krankheitssituation künftig eintreten wird und rechtlich bestimmt keine Hilfestellung bieten kann. – In beiden Fällen wird individuelle (Rechts)Autonomie, rechtliche Selbstbestimmung, unnötig beschnitten und an die Stelle von Autonomie politisch Heteronomie gesetzt. – Demgegenüber ist mit Nachdruck auf den Grundwert Selbstbestimmung hinzuweisen und auf dessen legistische Einlösung zu achten, zumal diese paternalistischen Tendenzen auch rechtsstaatlich und demokratiepolitisch bedenklich sind.
● Seriöse Rechtspolitik verlangt auch ein Offenlegen der Reform-Werte, was naturgemäß „abstrakt“ erfolgen muss; also bspw: Förderung von Gerechtigkeit, Gleichheit, Demokratie, Solidarität, Selbstbestimmung, Bildung, Partizipation uam. – Unseriöse Rechtspolitik drückt sich vor einem solchen Bekennen zu Reform-Werten. Im Dunklen oder Trüben lässt sich eben politisch besser munkeln. – Und das ist derzeit in Österreich angesagt. Diese Entwicklung politisch und wissenschaftlich zu reflektieren erscheint schon deshalb nötig, weil diese Entwicklungen nicht ohne weiteres erkennbar sind. 
● Demokratiepolitik und Rechts- oder Justizpolitik ergänzen einander und sollten aufeinander abgestimmt erfolgen. Zu bedenken ist dabei, dass Reformschritte des Justizbereichs mit Bedacht gesetzt werden müssen, zumal der Justizsektor traditioneller Weise, und das wurde in den vergangenen Jahrzehnten gefestigt, ein hohes Maß an Kontinuität entwickelt hat. Rechtspolitische Änderungen sollten daher gezielt, nicht überhastet und nicht zu oft erfolgen. Reformen sollten auch nicht dem narzißtischen Ehrgeiz von Theoretikern entspringen, die damit endlich ihrer Meinung zum Sieg verhelfen wollen. Beispiele dafür gibt es gerade jetzt.
Das erfordert ein sorgfältiges Vorbereiten und die Planung eines möglichst vielschichtigen und adäquaten rechtspolitischen Diskurses, dessen demokratiepolitische Bedeutung gar nicht hoch genug eingeschätzt werden kann. Das bräuchte auf Dauer auch organisatorische Vorkehrungen. 
Rechtspolitik wird hier als ein sich immer wieder und vor allem sich immer rascher änderndes Kontinuum gedacht, als Prozess, der bestrebt sein muss, den allgemeinen gesellschaftlichen Wandel legitimierend, fördernd und befriedend zu unterfangen. Das erscheint – soweit absehbar – auch künftig in vielen gesellschaftlichen Feldern als eine für den Einzelnen nicht zu bewältigende Aufgabe und bedarf daher weiterhin staatlicher Unterstützung; zB im Verfahrensrecht durch ein realistisches Gestalten der Verfahrenshilfe oder in gesellschaftlich wichtigen Bereichen durch neue und die Ausgestaltung bestehender Schutzgesetze wie MRG, KSchG, PHG, die einer kontinuierlichen „Betreuung“ bedürfen. Inhaltlich hat sich Rechtspolitik sowohl an bereits wahrnehmbaren Interessen und Bedürfnissen (betroffener) Bevölkerungsgruppen, als auch – darüber hinausgreifend – an sogenannten Expertenthemen zu orientieren. Freilich: Wissenschaft und Politik sollten sich nicht nur in Prognosen ergehen, sondern auch konkret dazu Stellung nehmen, was sich tatsächlich zuträgt und absehbar einer Lösung bedarf. Daran fehlt es allenthalben; siehe III. Dafür gilt der Grundsatz: Gesellschaftliche Probleme bedürfen einer Lösung unabhängig davon, ob diese der im Amt befindlichen Regierung gefallen oder nicht. 
● Es gilt in fachlicher und politischer Diskussion zu klären, ob die gegenwärtige Ausformung des Rechts – in ganz verschiedenen, aber sich dennoch gegenseitig bedingenden Teilen der Rechtsordnung – jenen heute schon bestehenden oder doch erkennbar auf uns zukommenden gesellschaftlichen Problemen „gerecht“ wird. Dabei tritt eine dem Recht zukommende beson​dere (Gesellschafts)Funktion deutlich zutage: Dem Recht kommt die schwierige Aufgabe zu, als gesellschaftliche „Umsetzungstechnik“ nicht nur die „eigenen“ disziplinären Pro​bleme lö​sen zu müssen, son​dern – inhaltlich – auch noch die „aller andern“ Disziplinen dazu, deren Fragen und Pro​bleme gesell​schaftsverträglich – über das Medium Recht – transformiert werden sollen; das mag Schulfragen, Me​dizin, Öko​nomie, Pädagogik, die Naturwissenschaften, Architektur, Technik oder die Beziehung der Ge​schlechter zu​einander betreffen. Aufgabe der Rechtspolitik wäre es, im Rahmen dieses Umsetzungsprozesses, die Verträglichkeit und Übereinstimmung der jeweiligen Lösung mit der Rechts- und Gesellschaftsordnung zu prüfen und – wenn nötig und erwünscht – herzustellen. Recht und Rechtspolitik können daher als Spiegel oder Reflektor einer Gesellschaft be​trachtet werden. Diese Aufgabe der Rechtspolitik verlangt auch den Einsatz neuer Instrumente; nämlich Rechtstatsachenforschung, Rechtssoziologie, wissenschaftliche Rechtspolitik, überhaupt ein modernes sozialwissenschaftliches Instrumentarium; vgl III.

● Wichtige menschliche Fragen sind häufig auch politisch-gesellschaftliche Wertfragen und meist auch ethische Probleme (H. Maturana). Das zeigt etwa die jüngste Debatte über die Gesamt- und Ganztagsschule oder diejenige über das Asylgesetz. – Wertorientiertes politisches Rechtsdenken hat dies anzuerkennen, sollte aber gleichzeitig die eigene Position verständlich darstellen. Ein prozesshaft-sensibles Begleiten geplanter rechtspolitischer Maßnahmen muss auch rechtzeitig organisiert werden. Rechtliche Gestaltungsakte mit starken politischen und ethischen Wertbezügen sind mit besonderer Sorgfalt vorzubereiten und durchzuführen. Einer angemessenen Diskussion – besser eines mehrschichtigen Diskurses – kommt schon im Vorfeld solcher Überlegungen ein hoher demokratischer Stellenwert zu. Er vermittelt aber auch gesellschafts- und rechtspolitische Kompetenz. Die gegenwärtige Regierung führt in vielen Bereichen anschaulich vor Augen, wie man es nicht machen soll. Man sollte aber auch einbekennen, dass diesbezüglich schon früher Defizite zu beklagen waren.

Rechtspolitik wird hier als offenes Konzept und dynamischer Prozess verstanden, der bestrebt ist, Lösungen für anstehende Fragen, aber auch für sich erst auf Expertenebene abzeichnende Problemkonstellationen zu suchen. Dies im Bewusstsein, dass wir oft nur An​näherungswerte, zeitlich bedingte „Wahrheiten“, zu er​reichen vermögen. 

● Das Verhältnis von Politik und Wissenschaft bedarf grundsätzlicher organisatorischer und inhaltlicher Überlegungen; vgl etwa Helga Nowotny, Es ist so. Es könnte auch anders sein (1999). – Die Rollenbeziehung könnte – formelhaft gekürzt – lauten: Die Wissenschaft gibt Anregungen, die Politik entscheidet, was davon aufgenommen wird. Aber es steht der Wissenschaft auch zu, legistisch Geschaffenes zu beurteilen. – Der (Handlungs)Primat der Politik muss aber erhalten bleiben. Das setzt freilich voraus, dass die Politik in der Lage und Willens ist, diese Auswahl sachgerecht zu treffen. Das ist nicht selbstverständlich. Hier liegt vielmehr eine Sollbruchstelle. Zu vermeiden ist die immer häufiger anzutreffende Konstellation, dass weder die Wissenschaft, noch die Politik entscheiden, sondern diejenigen, die von einer Änderungssituation (unmittelbar) betroffen sind, bspw die „verfasste“ Ärzteschaft oder die Wirtschaft. Auf Kosten aller anderen. Hier besteht die Gefahr, dass zu starke Eigeninteressen einfließen. Wir kennen solche Situationen aus den Bereichen von Medizin und Wirtschaft. Das ist aber nicht so zu verstehen, dass Vertreter dieser Sektoren (zB Interessenvertretungen) nicht gehört und in den rechtspolitischen Prozess eingebunden werden sollen; sondern so, dass die Politik ihren Reformentschluss bekannt gibt und möglichst auch den regulativen Vorstellungsrahmen. Die Entscheidung des „Ob oder Nicht“ sollte aber bei der Politik bleiben und nicht von den Betroffenen (allein) getroffen werden. Der eine Reform begleitende (rechts)politische Diskurs dient der inhaltlichen Verbesserung der eigenen Überlegungen und berücksichtigt den gesellschaftlichen Interessenausgleich.

● Zur Rechtspolitik sei noch erwähnt, dass nicht immer Neues „erfunden“ werden muss: Der historische Lösungsvorrat des Rechtsdenkens darf nämlich nicht unterschätzt werden. – Insgesamt kann aber nur ein von der Vergangenheit und ihren gesellschaftlichen Einschätzungen unverstelltes Er​kennen der Wirklichkeit wei​terführen, was nicht heißt, dass uns bspw die Rechtsgeschichte nichts vermitteln kann. – Unsinnige rechtspolitische Zielsetzungen wie die Abschaffung unseres ABGB (oder einiger seiner Teile, wie etwa des Schadenersatzrechts (also des gesamten 30. Hauptstücks) ohne Zusammenhang mit einer gesamteuropäischen Lösung: europäisches ZGB) sollten unterbleiben, zumal dabei idR politische und theoretische Narzissmen im Vordergrund stehen.

II. Beispiele für rechtspolitische „Vorhaben“
In der Folge werden konkrete Reformwünsche und –möglichkeiten angeführt; vornehmlich aus dem Gebiet des Privatrechts. Viele dieser Vorschläge haben den Vorteil, dass sie mit geringem Aufwand zu erreichen sind.
● Nichteheliche Partnerschaft: Gleichgeschlechtliche und heterosexuelle Partnerschaften sollten möglichst gemeinsam geregelt werden; Vorbilder Frankreich (pacs) und Deutschland – aber keine bloße Nachahmung. 

● Das Familienrecht sollte künftig insgesamt verstärkt die vielfältigen neuen Partnerschafts- und Familienformen berücksichtigen. Die Zukunft der Familie liegt nicht nur im herkömmlichen Familienmodell. – Hier hätte ein Forschungsauftrag im Bereich der Rechtstatsachenforschung und der Rechtssoziologie den Reformrahmen abzuklären.

● Überarbeitung des Amtshaftungsgesetzes 1948 im Sinne einer Entkoppelung von der Verschuldenshaftung und einer ausdrücklichen Anerkennung von Unterlassungsansprüchen gegen den Staat, an der es bisher fehlt. Darüber hinaus gilt es in diesem Bereich, die EU-Entwicklung bis zur Staatshaftung angemessen nachzuvollziehen.

● Wiedereinführung des sinnlos aufgegebenen § 866 ABGB, Senkung des Alters auf 16 oder 17 Jahre.

● Überdenken des § 19 EKHG/Eisenbahn- und Kraftfahrzeughaftpflichtgesetz; Beseitigung der subsidiären Verschuldenshaftung des Halters über die Haftungshöchstbeträge hinaus.

● Erweitertes Fördern des gesellschaftlich so wichtigen Paritzipationsgedankens in Wirtschaft und Gesellschaft; insbesondere in der Arbeits-, Schul- und Medienverfassung sowie den Universitäten etc.
● Behutsames Ausfüllen der Rechtslücken des sogenannten privaten Totenrechts, zumal im ABGB seit dessen Inkrafttreten im Jahre 1812 Regeln darüber fehlen, wer das Begräbnis auszurichten, wer über die Art der Bestattung (Erd- oder Feuerbestattung) oder den Ort der Bestattung zu bestimmen und wer allfällige Exhumierungen anzuordnen hat. – Abzustellen wäre im Sinne der höchstrichterlichen Judikatur nicht auf das Verwandtschafts-, Erb- oder Eheverhältnis, sondern auf die Angehörigeneigenschaft.

● Moderne Legistik mit dem Ziel, Rechtsakzeptanz zu erzeugen, muss die sogenannten Rechtsadressaten (die Menschen des Landes) ernst nehmen; das verlangt auch ein Aufnehmen von Rechtspositionen oder Rechtsinstituten ins Gesetz, die bisher ausschließlich als Judikaturrecht und damit auch als Gewohnheitsrecht existierten. Das betrifft so wichtige Bereiche und Rechtsinstitute wie – ohne systematische Ordnung – den Eigentumsvorbehalt, die sogenannte culpa in contrahendo, den Wegfall der Geschäftsgrundlage, den dritten Fall des § 428 ABGB (Besitzanweisung) oder das Verständnis des § 429 ABGB (Versendungskauf, der längst konsumentengerecht gestaltet werden müsste) sowie die Klärung der Formfragen rund um das wechselseitige und wechselbezügliche (Ehegatten) Testament und ein Weiterdenken der (eben geänderten) Erbquoten von Ehegatten und Kindern sowie den Einbau von Lebensgefährten in das gesetzliche Erbrecht (Parentelsystem) jedenfalls vor dem Heimfallsrecht des Staates uam.

● Im Strafrecht (StGB) wäre die Haftung juristischer Personen mit Augenmaß vorzusehen; Gewinnabschöpfung, Bußgelder etc. Was im Zivilrecht seit fast 200 Jahren rechtens ist (vgl die grundsätzliche Gleichstellungsanordnung des § 26 ABGB), sollte auch im Strafrecht angemessen umgesetzt werden. Das ist eine alte (!) rechtspolitische Forderung. – Die Einheit der Rechtsordnung muss ernst genommen werden.

● Verfahrenshilfe: Verbesserung des Zugangs zum Recht ua durch ein Überdenken der Kostenregelung des Außerstreitgesetzes. – Überlegenswert erschiene auch eine realistische Neukonzeption der Verfahrenshilfe (§§ 63 ff ZPO), die derzeit wohl als Stiefkind der Anwaltschaft betrachtet wird. Das häufig feststellbare mangelnde Engagement könnte bspw dadurch beseitigt werden, indem dieser Bereich wenigstens zum Teil in die Ausbildung der Universitäten integriert würde. Eine bestimmte Anzahl von Fällen wäre danach von den juristischen Fakultäten in Österreich zu übernehmen und zu betreuen. Das erschiene didaktisch und rechtspolitisch vielversprechender als die künstliche Verfahrenssimulation durch Moot-Courts. Damit könnte mediatives Lernen verbunden werden.

● Rechtsberatung: Eine grundlegende rechtliche Regelung der auch für Österreich praktisch bedeutenden Rechtsberatung erscheint überfällig, zumal die Rahmenbedingungen immer komplizierter werden und für Laien nur noch schwer durchschaubar sind. 

● Der Verein für Konsumenteninformation (VKI) und die Vereinssachwalterschaft sollten in Österreich als autonome und weisungsungebundene Körperschaften mit garantiertem Budget, Berichtspflicht sowie demokratischer Führungsstruktur (unter Beteiligung der Konsumenten und der Betroffenen) errichtet werden.

● Ist es nicht beschämend, dass es im Asylrecht (einem zentralen Bereich der Menschenrechte) zuletzt scheinbar vorrangiges Ziel von Politik und Gesetzgebung war, Grundrechte zu beschneiden und ihre Durchsetzung zu erschweren anstatt diese in ihrem Kern zu stärken. Was auch bei einem realistischen Angehen der anstehenden Probleme möglich (gewesen) wäre. Die Asylrechtsgesetzgebung der letzten Jahre war davon geprägt, das verfassungsrechtlich gerade noch Zulässige umzusetzen; also Menschenrechte auf einfachgesetzlicher Ebene möglichst ohne effektiven Schutz für die betroffenen Personen auszugestalten. Die Gesetzgebung bewegt sich damit ständig an der Grenze der verfassungsrechtlichen Legalität. – Hier bedarf es nicht nur der Kritik sondern auch der Aufklärung und der Information, wichtigen Begleitwerten einer demokratischen Rechtspolitik.
● Krankheit, Medizin, Behinderung und Alter
Wichtige Projekte wären hier bspw:

– Eine neue Medizinhaftung, die diesen Namen auch verdient;
 vgl dazu auch den Entwurf eines Medizinhaftungsgesetzes (Gesetzestext und
Erläuternde Bemerkungen Internetadresse: http://zivilrecht2.uibk.ac.at/index.html). Das peinliche Modell der Landespatientenentschädigungsfonds wird dem zu lösenden Problempotential nicht gerecht, zumal eine ernsthafte Lösung nicht vom überholten Konzept des Paternalismus getragen sein kann, sondern ausgewogen den Interessen der Patienten und des Medizinsektors zu entsprechen hat.

– Ein umfassendes verfassungsrechtliches Verankern von Patientenrechten als Teilschritt einer Grundrechtsreform; Vorarbeiten liegen vor.
– Verbesserungen des Heimvertragsgesetzes (zB Entgeltregelungen und Gastwirtehaftung) und des Heimaufenthaltsgesetzes (zB amtswegiges Gerichtsverfahren). Insbesondere sollten die Heimanwälte – vergleichbar den Patientenvertretungen nach dem KAKuG – weisungsfrei sein. Dabei handelt es sich nach der derzeitigen Kompetenzlage um einen Mangel der Landesgesetzgebungen. Insgesamt wäre überhaupt eine (stärkere) Vereinheitlichung altenrechtlicher Regelungen, etwa durch eine Bundes-Rahmengesetzgebung vergleichbar dem Krankenanstaltenrecht, zielführend.

● Umwelthaftung
Die gemeinsame Aufgabe von Politik und Recht liegt nicht darin, wirtschafts- oder wissenschaftsfeindlich zu sein. Aber die politische Verantwortung hat bspw bei noch unerforschten Risikopotentialen das bonum commune gebührend zu berücksichtigen. Das Recht hat grundsätzlich auszugleichen, nicht einseitig zu fördern, wenn die Nachteile dieser Förderung möglicherweise auch oder nur andere treffen. Biotechnologisches laissez-faire kann deshalb ebenso wenig der Maßstab sein, wie ein rigoristisches Ablehnen des sogenannten wissenschaftlichen Fortschritts, der sich allerdings international ohnehin kaum verhindern lässt, mag man mitunter auch daran zweifeln, ob es sich tatsächlich um Fortschritte handelt. – Rechtsethische Fragen werden daher künftig an Bedeutung gewinnen. Das rechtspolitische Ausbalancieren gegensätzlicher Positionen wird zunehmend schwieriger.
Künftig sollte aber der „Natur“, als mannigfaltig in Erscheinung tretender Lebensraum des Menschen, ein deutlich höherer Stellenwert als bisher beigemessen werden, was rechtlich dadurch zum Ausdruck gebracht werden könnte, dass der „Natur“  eigene Rechte zuerkannt werden; mögen diese Eigenrechte der „Natur“ – wie in anderen Fällen auch (man denke an juristische Personen etc, die Konzepte der gesetzlichen Vertretung Minderjähriger, Sachwalterschaft uäm) – auch durch menschliche Organträger oder Vertreter wahrzunehmen sein. Ein solcher Bestandschutz der „Natur“ wäre als Schutz der „Natur“ vor menschlichen Eingriffen zu etablieren und in verschiedenen Bereichen Schritt für Schritt zu verwirklichen. Die dafür nötigen rechtlichen Mittel können sowohl herkömmliche sein (zB Bauverbote und sonstige Eigentumsbeschränkungen, Reallasten als Erhaltungspflichten, Tier- und Naturschutznormen im engen Sinne), als auch Neues umfassen; etwa neue Organwalter, abgaben, §§ 285a-c ABGB (im Anschluss) bis hin zu einem neuen Umwelthaftungsgesetz/UHG, das unbedingt bei nächster Gelegenheit realisiert werden sollte. Ein Entwurf liegt bereits vor. Überlegt werden sollte allerdings, ob wirklich – wie bisher geplant – der Weg der Individualhaftung beschritten oder nicht besser ein kollektives Haftungssystem (zB nach Branchen, Risikogruppen oder geographischen Einheiten) verwirklicht werden sollte; Vorbild: erneut gesetzliche Unfallversicherung. Das wäre wohl versicherungstechnisch und für die Kostenbelastung der Betriebe und die Anspruchsdurchsetzung günstiger und könnte den wichtigen Gedanken der Prävention nicht nur repressiv, sondern offensiv verfolgen.

Rechtlich wird der Weg für neue Risiken, insbesondere industrielle (Groß)Techniken, häufig über den Typus der Gefährdungshaftung führen, der allerdings variantenreicher verwirklicht werden könnte. Zu fragen ist dabei, ob die Wahrung wissenschaftlicher und – parallel dazu – ökonomischer Entwicklungschancen nicht da und dort eine (Ausfalls)Haftung oder Finanzierungsbeteiligung des Staates – wenn auch zB nur auf begrenzte Zeit – überlegenswert macht oder ob man sich mit (Pflicht)Haftpflichtversicherungen nach dem Muster überkommener Gefährdungshaftungen begnügen kann; für eine neue Umwelthaftung wäre eine (bereichsmäßig autonome!) Integration in die gesetzliche Unfallversicherung denkbar. Das wäre ein effizienter und kostengünstiger Weg. Ganz abgesehen davon, dass dieser wichtige Bereich der Sozialversicherung eine neue und interessante Aufgabe erhielte. 

Adäquate Versicherungen haben jedenfalls neue Lösungen zu begleiten. Zudem könnten derartige Gesetze vorerst auf Zeit beschlossen und ihre Anwendung kritisch begleitet und bewertet werden. Ein derartiges Vorgehen erhöht die politische Glaubwürdigkeit und fördert die Lebendigkeit des politischen Lebens. 

● Neuer Umgang mit der Natur: §§ 285 a – c ABGB

Es ist hier nicht der Ort, um eingehend auf die vielfältigen rechtlichen Probleme eines nachhaltigen Umweltschutzes einzugehen. Hier müssen grobe Linien genügen. Dabei soll nur die Richtung angegeben werden, in die derart rechtliche Lösungen gehen könnten. – Zu erinnern ist im Hinblick auf denkbare „Eigen-Rechte“ der Natur an Stutzins Beobachtung: 

„Wer Rechte hat, wird geachtet, wer keine Rechte hat, wird nicht geachtet.“

Übrigens: Die rechtliche Anerkennung solcher „Eigenrechte der Natur“ fände in der Ökonomie ihr Pendant in einer realistischen Kosten-Nutzen-Relation, an der es gegenüber der „Natur“ immer noch fehlt; ernstzunehmende ökonomische Analyse des Rechts. – Klargestellt werden soll, dass umweltverträgliche und nachhaltige Lösungen zum Schutz der Natur nicht teurer sind als andere. Es fehlt uns gegenwärtig nur an einem gesellschaftlichen Sensorium, um die vielfältigen Kostenbelastungen, die durch die Missachtung von Natur und Umwelt für uns alle entstehen, fasslich festhalten zu können. Auch das Recht orientiert sich bislang noch zu stark an kurzsichtigen und kurzfristigen wirtschaftlichen Interessen und lässt außer Acht, dass Fragen der Ökologie und Umwelt nicht bloß utilitaristische Ziele verfolgen, sondern einen Eigenwert besitzen und Fragen mit globalem Bezug sind.

Wie steht es um vermehrt eigene (subjektive) Rechte der Natur? – Die Natur und ihre „Teile“ sind gegenwärtig als Rechtsobjekte auch nicht (teil)rechtsfähig und daher bloße Objekte, Bezugspunkte, nicht aber autonome Träger und Subjekte rechtlichen Handelns. Die Natur ist bislang dem Wankelmut des Menschen ausgeliefert. Das könnte und sollte in vielen Bereichen nach und nach geändert werden. – Wäre es nicht längst an der Zeit, es gibt ermutigende Beispiele dafür, die bislang starre rechtliche Zweiteilung von Personen (Rechtssubjekte) und Sachen (Rechtsobjekte im Sinne des § 285 ABGB), wenn schon nicht aufzuheben, so doch weiter aufzulockern? Die Zeit drängt. Eine zaghafte Politik der kleinen Schritte erscheint schon aus zeitlichen Gründen kaum mehr sinnvoll. Warum daher nicht bestehende, weithin akzeptierte Ansätze – wie den Natur-, Arten-, Wasser- und (Natur)Denkmalschutz – verstärken und damit Neues verbinden?

§ 285a ABGB könnte mehr sein, als eine programmatische Abweichung vom bisherigen Sachbegriff für Tiere ohne rechtpolitischen Belang. § 285a ABGB sollte als Entwicklungsauftrag verstanden werden, dessen sich Rechtspolitik, Rechtspraxis und Theorie in konkreter Arbeit anzunehmen haben. Es braucht dazu aber rechtliche und politische Instrumente, die das umsetzen können. In dieser Richtung liegen auch weitere rechtspolitische Einschränkungen von Tierversuchen und erneute Verbesserungen des Tiertransports sowie des Exekutionsrechts. Entgegen mancher Einschätzung kommt diesen Fragen nämlich durchaus auch rechtlich Bedeutung zu, weil sie ua auch eine Sinnstiftung fördern und Werte zu konstituieren vermögen, was heute nicht überflüssig erscheint. Und diese künftige politische Aufgabe sollte weder politisch-populistischen Strömungen überlassen noch verdrängt und vergessen werden.

Ein neues Konzept der §§ 285a-285c ABGB könnte – grob skizziert – so aussehen: Diese Bestimmungen wären als ein erster (nationaler) Schritt in Richtung einer bewusst stärkeren Konstituierung von „Überlebenswerten (der Menschheit)“ zu verstehen. Dabei hätte § 285b ABGB die Rechte der Pflanzen- und Tierwelt – und damit mittelbar der belebten und unbelebten Natur (Lebensraumgedanke), als Fortsetzung des Tierschutzes in § 285a ABGB, zu regeln. Auch diese Bereiche der Natur sollten einerseits aus einem neuen „Eigenwertdenken“ für die Natur und andrerseits aus einem menschlichen Überlebensdenken heraus künftig stärker betont und gefördert werden. (Hier immer nur darauf zu warten, was andere tun, verkennt die eigenen normativ-legistischen Pflichten und ist zudem einfallslos!) – Ein neuer § 285c ABGB schließlich könnte die Schutzziele der §§ 16, 17 ABGB („angeborne Rechte“ iSd Persönlichkeits- und Menschenrechte) iVm den §§ 285a und b ABGB resümierend und weiterführend in Bezug auf die Rechte künftiger Generationen auf eine lebenswerte natürliche (Um)Welt formulieren. 
Nach Jahrhunderten des Raubbaus an der Natur und unserer Umwelt, erscheint es angezeigt, auch die Interessen der Natur ernst zu nehmen und in den Vordergrund rechtlicher Lösungen zu stellen. Die Umwegrentabilität für den Menschen wäre heute größer denn je. In diesem Sinne sollte gelten: Im Zweifel für die Natur und für künftige Generationen; vgl etwa Peter Saladins Forderung einer „Nachweltverträglichkeitsprüfung“. In diesem Sinne sollte auch politisch konsequent ein besseres Verhältnis zur biologischen Landwirtschaft angestrebt werden, zumal dieser Bereich bereits einen wichtigen Beitrag zu den skizzierten rechtspolitischen Zielsetzungen erbringt. Gesunde Ernährung ist, wie wir immer wieder feststellen müssen, keine Selbstverständlichkeit und erst recht kein Luxus. Sie sollte für alle daher auch „leistbar“sein.
III. Plädoyer für die „Rechtstatsachenforschung“
Österreich besitzt im Gegensatz zu anderen Ländern, insbesondere im Vergleich zu Deutschland, keine Abteilung im BMJ/BMdJ oder eine sonstige Institution, die für eine solide Aufbereitung rechtlich-relvanter Daten sorgen könnte. 
Die Bedeutung der Rechtstatsachenforschung ist aber in der Wissenschaft grundsätzlich seit langer Zeit unbestritten, auch wenn dem in der Rechtspraxis insbesondere in Österreich nicht angemessen entsprochen wurde. Nach 1945 erlebte die Rechtssoziologie ausgehend von den USA einen enormen Aufschwung, was zu einer weltweiten Ausdehnung der Disziplin führte. Zahlreiche Vereinigungen und Institute wurden gegründet. In Deutschland wurde immerhin Anfang der 70er Jahre des vorigen Jahrhunderts beim Bundesministerium der Justiz ein eigenes Referat für „Rechtstatsachenforschung“ eingerichtet.
 Auch auf universitärer Ebene existieren in Deutschland einige einschlägige Einrichtungen. Ähnliches erschiene für Österreich dringend geboten.
 Die Evaluation von Gesetzen ist in vielen Ländern (zB USA, Skandinavien, Niederlande) eine Selbstverständlichkeit. Auch in Deutschland ist sie grundsätzlich vorgesehen, in der Praxis kommt sie aber, ebenso wie in Österreich, bisher nur spärlich zur Anwendung.
 Dabei ist sie jedoch, wie die gesamte Rechtstatsachenforschung, ein effizientes Mittel zur Erhöhung der Zielgenauigkeit gesetzlicher Bestimmungen. Darüber hinaus wird dadurch die Kontrollmöglichkeit des Parlaments als Gesetzgeber verbessert und die Wirtschaftlichkeit von Rechtsinstitutionen überprüfbar.
Jede Reformpolitik und auch schon Reformdiskussion ist aber auf die Kenntnis rechtsstatistischer und rechtstatsächlicher Daten angewiesen. Das gilt grundsätzlich für alle Rechtsbereiche, das Privatrecht wie das öffentliche Recht. Besser gestellt erscheint nur das Strafrecht, das vom Institut für Rechts- und Kriminalsoziologie betreut wird und dessen Arbeit hoch einzuschätzen ist. Dennoch muss darauf hingewiesen werden, dass die justizielle Bedeutung des Zivilrechts, verglichen mit dem Strafrecht, etwa zehn bis zwölf zu eins beträgt. 

Es ist daher auf Grund der bestehenden rechtstatsächlichen Misere in Österreich mit Nachdruck eine Abteilung für Rechtstatsachenforschung im BMJ oder allenfalls die autonome Errichtung eines Eugen Ehrlich-Instituts zu fordern. Dadurch könnten Reformschritte aufbereitet, neue Regelungen implementiert und begleitet sowie nach Inkrafttreten evaluiert werden. Österreich besitzt hier einen großen Nachholbedarf. Als erster Schritt wäre für eine qualitative Justizstatistik zu sorgen. Nur auf diese Weise kann die Rechtspolitik in Österreich auf eine solidere Grundlage gestellt werden. Derartige rechtstatsächliche und rechtssoziologische Daten könnten auch die rechtspolitische Grundlagenforschung befruchten und auf eine realistischere Basis stellen. 
Statt die gewiss nicht zufrieden stellende Statistik der Rechtspflege zu verbessern und zu erweitern hat diese Regierung die Statistik der Rechtspflege den Einsparungsmaßnahmen geopfert. Mit der Abschaffung der „Statistik der Rechtspflege“ hat es die schwarz-blaue Regierung geschafft, Österreich rechtspolitisch und rechtstatsächlich zu einem Entwicklungsland zu machen. Allein die wissenschaftliche Rechtsdogmatik beklagt diese Entwicklung nicht, zumal sie immer schon gerne ihre Zielsetzungen unbeeinflusst von gesellschaftlichen Entwicklungen, Relevanzen und Fakten verfolgt hat. Und der vor allem im öffentlichen Recht in Österreich immer noch beachtliche Rechtspositivismus hat – in Verkennung auch der Zielsetzungen Hans Kelsens – nie etwas von einer rechtssoziologisch, rechtstatsächlich und justizstatistisch solide fundierten Ausbildung gehalten.

Diese negative Entwicklung dürfte freilich kein Zufall sein: vielmehr lässt sich ohne empirisch-rechtstatsächliche Datenbasis bequem jedes Reformargument politisch beliebig abschmettern. Es steht dann – ohne rechtstatsächliche Gewichtung – Argument gegen Argument und über das Schicksal von Reformvorschlägen entscheiden in der Regel politische Machtüberlegungen, nicht jedoch die gesellschaftliche Dringlichkeit und Nutzen.
IV. Schlussbemerkungen
Wir haben somit allen Grund, das Instrument der Rechtspolitik und mit ihr die sozial- und geisteswissenschaftlichen „Links“ der Rechtswissenschaft ernst zu nehmen und darüber nachzudenken, wie der gegenwärtig beklagenswerte Zustand beseitigt werden kann. Das erscheint einerseits nötig, um die Rechtswissenschaft erneut zu einem funktionstauglichen Instrument moderner Gesellschaftssteuerung zu machen und andererseits brauchen wir diese Ergänzungen der Rechtswissenschaft auch aus demokratiepolitischen Überlegungen: Denn Reform- und Rechtspolitik in einer Demokratie sollten stets auch von einem gesellschaftlichen Diskurs begleitet sein, an dem es in Österreich traditionellerweise fehlt. Und dieser Diskurs braucht gesellschaftliche Fakten, um lebendig zu werden. Ein rechtsdogmatisch-legistisches Knochengerüst allein reicht dazu nicht aus. – Am gegenwärtigen Manko ist aber unseres Erachtens nicht nur die Politik schuld, sondern unter anderem auch die Unwilligkeit der Ministerialbürokratie, die den vielleicht da und dort anfallenden Mehraufwand scheut. Es wäre Aufgabe der Politik, hier mit entsprechenden politischen Vorgaben für den nötigen demokratischen Lernprozess zu sorgen. Und auch die Vertreter der Rechtswissenschaft selbst sind gefordert, herkömmliche Rechtsdogmatik nicht mit einem lebendigen Rechts- und Reformleben zu verwechseln. – Rechtspolitik und Rechtswissenschaft brauchen für ihre Arbeit neben der Rechtsgeschichte und der Rechtsphilosophie auch die Rechtssoziologie und die Rechtstatsachenforschung.
Politische Kultur und Rechtspolitik weisen in Österreich schon seit langem beträchtliche Defizite auf. Das verhindert auch Rechtskultur. Mit der so genannten politischen „Wende“ im Jahr 2000 ist das Niveau noch einmal und nun auf einen demokratiepolitisch bereits bedenklichen Pegel gesunken.
� Vgl H. Barta, Medizinhaftung. Kann das historische Modell der gesetzlichen Unfallversicherung einer modernen Arzthaftung als Vorbild dienen? – Eine historisch-aktuelle Ideenskizze (Innsbruck, 1995); derselbe, Brauchen wir eine neue Medizinhaftung?, in: O. Meggeneder/W. Hengl (Hg), Der informierte Patient – Anspruch und Wirklichkeit 31 ff (Linz 2002); derselbe, Legistische Entwicklungsmöglichkeiten im Bereich der Medizinhaftung, in Richterwoche Kufstein 2002: „Aktuelle Entwicklungen im Schadenersatzrecht“ 101 ff (Wien 2002).


� Vgl dazu Ch.D. Stone, Umwelt vor Gericht (Should trees have standing). Die Eigenrechte der Natur. Mit einem aktuellen Beitrag von H. v. Lersner (München, 19922).


� Dazu Strempel, Rechtstatsachenforschung und Rechtspolitik, ZPR 1984, 195. Die Forschungsberichte werden zumeist in der vom BMJ herausgegebenen Reihe „Rechtstatsachenforschung“ publiziert; vgl Barta, Zivilrecht II 1059 ff (2004)2.


� In Österreich führt nur das Institut für Rechts- und Kriminalsoziologie seit seiner Gründung im Jahr 1973 rechtstatsächliche Erhebungen durch, die aber vorwiegend strafrechtliche Themen behandeln. Aktuell und für das hier zu behandelnde Thema von Bedeutung ist jedoch die Studie „Sachwalterschaftsverfahren und ihre gerichtliche Erledigung“. Beim Institut für Rechts- und Kriminalsoziologie handelt es sich um eine außeruniversitäre Forschungseinrichtung, die als selbständiger Verein organisiert ist; s. http://www.irks.at/.


� Vgl Th. Raiser, Rechtssoziologie3 252 ff. In Österreich wird gar nur in wenigen Einzelfällen eine Evaluierung durchgeführt. 





